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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag Birgit WALDNER-BEDITS als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde der XXXX, geb. XXXX, StA. Albanien, vertreten durch Verein Menschenrechte Osterreich, gegen den
Bescheid des Bundesasylamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 23.12.2019

ZI. XXXX eingelangt am 22.1.2020, zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:


file:///

1. Die Beschwerdefuhrerin (im Folgenden: BF) reiste am 25.102019 Gber Montenegro, Kroatien, Slowenien und Italien
nach Osterreich ein. Am selbigen Tag, stellte die BF den gegensténdlichen Antrag auf internationalen Schutz gemaR § 2
Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100/2005 idg .

Am 25.10.2019 fand vor einem Organ des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes die Erstbefragung der BF unter Beiziehung

einer Dolmetscherin flr die albanische Sprache statt. Zu ihren Fluchtgriinden befragt, gab die BF folgendes an:

Sie wére deswegen nach Osterreich gekommen weil inr Sohn von der Mafia im Jahre 2009 entfiihrt und getétet worden
ware.Es ware ein Mord im Drogenmilieu gewesen. Er ware der Einzige gewesen der sie unterstitzt hatte. Sie hatten
nicht einmal Brot zu Hause gehabt. Da sie jetzt niemand mehr habe der sie im Alter unterstitze, habe sie beschlossen

aus Albanien zu fliehen.

In der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) vom
22.11.2019 gab die BF folgendes an:

Sie sei in Tirana geboren, seit Uber 30 Jahren geschieden und zuletzt als Kéchin beschaftigt gewesen. Sie habe im
Herkunftsland ihre beiden Schwestern, Schwiegertochter und Enkelin. In Osterreich habe sie Niemand.Zu allen die in
Albanien leben habe sie Kontakt. Ihre Schwestern hatten eine Eigentumswohnung. Sie habe in einer Mietwohnung
gelebt und ihr ganzes Leben gearbeitet. In Osterreich lebe sie von der Grundversorgung. Sie wéire Mitglied der PDSH
Partei gewesen, dieser ware sie nur beigetreten um die Mdérder ihres Sohnes zu finden. Sie ware der Partei 1996 oder
1998 beigetreten, das Datum wisse sie nicht mehr genau, von 2012 bis 2016 sei sie Vorsitzende fur 7.Bezirke gewesen.
Sie habe Albanien aus Sicherheitsgriinden verlassen, denn ihr Sohn ware nur 10 m von einer Polizeistation entfernt
umgebracht worden. Die Tater waren ausgeforscht worden. Sie ware ca. 1000 Mal bedroht worden, und zwar von
Unbekannten in Form von telefonischen Drohungen. Auch aus Griechenland ware sie angerufen und bedroht worden.
Auch der Onkel eines der Morder habe sie, nachdem sie in einem Fernsehauftritt die Namen der ausgeforschten
Morder genannt hatte, angerufen und bedroht, sie solle nicht 6ffentlich Uber den Mord sprechen. Bei der Polizei wére
sie gewesen, eine Anzeige kdnne sie aber nicht vorweisen. Sogar eine Gasflasche ware einmal in der Kiche in der sie
gearbeitet habe explodiert. Die Polizei habe nichts unternommen und gemeint es ware ein Unfall gewesen. lhr Sohn
sei wegen Drogen umgebracht worden. Sie waren in Albanien sehr arm gewesen und hatten kein Brot gehabt. lhr
Sohn habe in Griechenland illegal auf einer Baustelle gearbeitet. Beweise flir die Mérder ihres Sohnes habe sie nicht.
Sie ware 2009 nach seinem Tod das erste Mal bedroht worden und zuletzt ein Jahr vor ihrer Ausreise aus Albanien. Auf
die Frage, warum sie nicht bereits 2009 als die telefonischen Bedrohungen angefangen hatten, geflliichtet ware, gab
die BF an ,dass sie gewollt hatte, dass die Gerechtigkeit siege.

2. Mit dem oben im Spruch angefiihrten Bescheid des BFA, wurde der gegenstandliche Antrag auf internationalen
Schutz beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
abgewiesen (Spruchpunkt 1.), der Antrag bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat Abanien gemaR § 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt Il.)
und der BF gemaR § 57 AsylG 2005 ein Aufenthaltstitel nicht erteilt,(Ill) gegen den BF gemaf3§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005
iVm. § 9 BFA-VG eine Riickkehrentscheidung gemali § 52 Abs. 2 Z 2 FPGerlassen (IV) und gemal3 § 52

Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemaR 46 FPG nach Albanien zuldssig ist. (Spruchpunkt V) Sowie die
aufschiebende Wirkung gem. § 18 Abs.1 BFA-VG (Spruchpunkt VI) aberkannt. Eine Frist zur freiwilligen Ausreise wurde
nicht gewahrt und der BF Unterkunftnahme aufgetragen ( Spruchpunkt VIII)

Die belangte Behdrde begriindete im angefochtenen Bescheid ihre abweisende Entscheidung im Wesentlichen
zusammengefasst damit, dass die BF als Fluchtgrund keine glaubwirdigen Grinde vorgebracht habe sondern die
Ermordung ihres Sohnes 2009 durch die Mafia, damit eine private Bedrohung vorgebracht habe, nachdem die
Unterstltzung durch den Sohn der sie auch finanziell unterstiitzt habe, weggefallen sei und dadurch ihre schwierige
wirtschaftliche Lage und der Wunsch in Osterreich zu bleiben vorgebracht habe, daher ausschlieRlich aus diesem
Grund ausgereist sei. Die BF halte sich erst seit ganz kurzer Zeit in Osterreich auf, in Osterreich habe sie keinerlei
Anknupfungspunkte.

3. Mit Schriftsatz vom 17.1.2019 erhob die BF Beschwerde gegen den oben genannten Bescheid. In der Beschwerde
wurde zusammengefasst vorgebracht, dass die BF selbst bedroht worden ware weil sie den Tod ihres Sohnes habe
aufklaren wollen. Die Ermordung ware von Verwandten der Schwiegertochter veriibt worden. Im Jahre 2013 sei ein
Attentat mit einer Gasflasche auf sie vertibt worden. Albanien sei ein mafioser Staat von dem keine Hilfe zu erwarten
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sei, obwohl die Polizei die Mérder des Sohnes namentlich kenne. Sie habe von der Polizei nie eine Antwort auf ihre

Fragen bekommen.

4. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden vom BFA vorgelegt und sind
am 14.1.2018 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Die BF tragt den oa Namen und ist am XXXX12.1959 geboren. Die BF ist Staatsangehorige von Albanien und
bekennt sich zum muslimischen Glauben. Der BF beherrscht Albanisch in Wort und Schrift.

Die BF ist gesund und arbeitsfahig.

1.2. DieBF verliel3 ihren eigenen Angaben zufolge, ihren Herkunftsstaat zuletzt im am 23.10.2019 und reiste von dort
ber Montenegro, Kroatien, Slowenien und zuletzt Italien nach Osterreich ein. Erst in Osterreich stellte die BF einen
einen Asylantrag.

1.3. Laut eigenen Angaben befindet sich in Osterreich kein Angehériger. In Albanien leben die beiden Schwestern, die
Schwiegertochter und die Enkelin. Die BF verfligt auch sonst Uber keine nennenswerten sozialen Bindungen in
Osterreich. Die BF ist bislang keiner regelmaRigen Beschaftigung nachgegangen und lebte bislang von Leistungen der
offentlichen Hand (staatlichen Grundversorgung). Es konnten keine mafgeblichen Anhaltspunkte fur die Annahme
einer hinreichenden Integration der BF in Osterreich in beruflicher und gesellschaftlicher Hinsicht festgestellt werden
und wurden diese von der BF im gesamten Verfahren nicht behauptet.

Ein konkreter Anlass fur das (fluchtartige) Verlassen des Herkunftsstaates konnte nicht festgestellt werden. Es konnte
auch nicht festgestellt werden, dass der BF im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat mit mafRgeblicher
Wahrscheinlichkeit einer Verfolgungsgefahr ausgesetzt ware oder sonst triftige Grinde vorliegen, die eine Ruckkehr
oder Ruckfihrung (Abschiebung) in den Herkunftsstaat entgegenstehen wirden.

Grund fur die Ausreise waren personliche und wirtschaftliche Grunde.
2. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Zur Person der beschwerdefiihrenden Partei:

Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zur Identitdt (Namen, Geburtsdatum, Geburtsort),
Staatsangehdorigkeit, Volksgruppen- und Religionszugehdrigkeit des BF getroffen wurden, beruhen diese auf den im
angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, denen weder in der gegenstandlichen Beschwerde, noch in der
mundlichen Verhandlung entgegengetreten wurde, sowie auf der Kenntnis und Verwendung der serbischen Sprache
und auf den Kenntnissen der geografischen Gegebenheiten Albaniens Diese Feststellungen gelten ausschlieBlich fur
die Identifizierung der Person der BF im gegenstandlichen Verfahren.

Die Feststellung zur Ausreise aus Albanien, der weiteren Reiseroute und zur Einreise in Osterreich, ergibt sich aus den
Angaben im behdérdlichen Verfahren und dem Gerichtsakt.

2.3. Zum Vorbringen der beschwerdefihrenden Partei:

Es ergibt sich unabhangig vom Wahrheitsgehalt der Behauptungen der BF, dass diese vor einer Bedrohung der
behaupteten Art wirksamen Schutz der Behdrden des Herkunftsstaates in Anspruch nehmen kann. Dies geht aus den
Feststellungen Uber die Lage im Herkunftsstaat des BF hervor, wonach dort ein wirksames System der polizeilichen
Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung eingerichtet ist.

Zu den Ausfuihrungen in der Beschwerde, wonach die BF angab sie sei nach dem Tod ihres Sohnes , der 2009 entfuhrt
und ermordet worden sei und sie danach telefonischer Bedrohungen von Unbekannten ausgesetzt gewesen ware ,
von der Polizei keine Hilfe zu erwarten gewesen ware, da Albanien ein mafioster Staat sei, ist festzuhalten, dass sie



damit keinerlei nachhaltig wahrscheinliche Defizite der Schutzfahigkeit und -bereitschaft der Behdrden des
Herkunftsstaates aufzeigt, zumal die BF konkrete Probleme mit der Polizei oder anderen staatlichen Behdrden nicht
angab, sondern nur dass sie bei der Polizei immer nachgefragt habe und die Namen der Tater bekannt seien, bzw die
Tater dh Morder des Sohnes ausgeforscht wurden, jedoch eine Anzeige dass sie Bedrohungen ausgesetzt worden
ware, nicht vorweisen konnte. Die BF gab an, nur telefonischer Bedrohung von Unbekannten bzw vom Onkel einer der
Morder bedroht worden zu sein. Warum die BF diesbezlglich , wenn die Mérder bereits ausgeforscht worden und der
Polizei bzw der Offentlichkeit bekannt waren damit eine Bedrohung der BF einher hitte gehen sollen und sie selbst
aber keine Anzeige dartber vorweisen konnte, erschlieRt sich dem erkennenden Gericht nicht. Auch eine Ausreise erst
2019 dh 10 Jahre nach der Ermordung ihres Sohnes aus Bedrohungsgrinden, die nach Angaben der BF zuletzt bis
2018 angehalten hatten, ist nicht glaubwirdig, da bei einer wirklichen Bedrohung man keine 10 Jahre und auch nicht
ein Jahr bis zur Ausreise warten wirde oder kdnnte. Eine tatsachliche Schutzunwilligkeit oder Schutzunfahigkeit seitens
der albanischen Sicherheitsbehérden wurde jedoch nicht dargelegt und hat sich der BF weder an die Polizei noch
andere Stellen nachweislich um Hilfe gewandt.

Das Vorbringen der BF zu ihren Fluchtgriinden ist unsubstantiiert und véllig unglaubwurdig, auch gibt die BF selbst an,
ihr Sohn ware wegen Drogen ermordet worden, dh eine Verfolgung des Sohnes durch Privatpersonen erfolgt ist.
Warum die BF dann selbst auch bedroht worden sein soll ist, wie 0.a angeflhrt nach der langen Dauer des Weiteren
ungeschorenen Aufenthalts im Herkunftsland, nicht nachvollziehbar.

Dass sich jemand der personlich verfolgt wird erst 10 Jahre oder zumindest , wie die BF sodann in der Niederschrift
angab, ein Jahr vor der Ausreise letztmalig bedroht worden zu sein, erst dann um Asyl bemuht ist hdchst
unglaubwdrdig, auch warum die BF dann nicht bereits in einem anderen Staat um Asyl angesucht hat, ist die Ausreise
daher primér nur aus wirtschaftlichen und personlichen Grinden erfolgt, gab die BF ja an, immer als K&chin gearbeitet
zu haben, in Albanien ware es ihnen schlecht gegangen, sie hatten kein Brot gehabt und hatte ihr Sohn sie durch
illegale Arbeit in Griechenland finanziell unterstiitzt. Die Aussage "Nun habe sie jedoch niemand mehr der sie
unterstltze daher habe sie beschlossen zu fliehen", [aRt auf den wirtschaftlichen Hintergrund der Flucht ebenso den
Schluss zu.

Insgesamt vermochte der BF keine asylrelevante Verfolgung glaubhaft vorbringen und waren die Angaben zum
Fluchtgrund unglaubwiirdig und ohne Substanz.

2.4. Zur Lage im Herkunftsstaat

Die von der belangten Behdérde im gegenstandlich angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen zur
allgemeinen Lage im Herkunftsstaat ergeben sich aus den von ihr in das Verfahren eingebrachten und im Bescheid
angefuhrten herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen. Die belangte Behdrde hat dabei Berichte verschiedenster
allgemein anerkannter Institutionen bertcksichtigt. Diese Quellen liegen dem Bundesverwaltungsgericht von Amts
wegen vor und decken sich im Wesentlichen mit dem Amtswissen des Bundesverwaltungsgerichtes, das sich aus der
standigen Beachtung der aktuellen Quellenlage (Einsicht in aktuelle Berichte zur Lage im Herkunftsstaat) ergibt.

Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefiihrten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der
Angaben zu zweifeln.

Der BF wurden die aktuellen Landerberichte Gber Albanien zur Einsichtnahme vorgelegt und ihm die Moéglichkeit zur
Stellungnahme eingerdumt. Die BF nahm diese zur Kenntnis.

Es wurden somit im gesamten Verfahren keinerlei Grinde dargelegt, die an der Richtigkeit der Informationen zur
allgemeinen Lage im Herkunftsstaat Zweifel aufkommen liel3en.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A):
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

3.1.1. Die gegenstandliche Beschwerde wurde am 17.01.2020 beim BFA eingebracht und ist nach Vorlage 22.01.2020
beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt.



Gemald 8 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA VG),BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet Uber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA das Bundesverwaltungsgericht.

3.1.2. GemalR § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 8 58 Abs. 2 VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht

wurden, in Kraft.

Gemal 8 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrvG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

3.2. Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides:

3.2.1. GemiR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz im
Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemaR 88 4, 4a oder 5 AsylG 2005
zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, BGBI. Nr.
55/1955, idF des Protokolls Gber die Rechtsstellung der Fluchtlinge,

BGBI. Nr. 78/1974 (Genfer Fluchtlingskonvention - GFK), droht.

Als Flichtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist anzusehen, wer sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus
Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, aullerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger
Umstande auBBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlickzukehren.

Zentrales Element des Fluchtlingsbegriffes ist nach standiger Rechtsprechung des VwWGH die "wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung" (vgl. VWGH 22.12.1999, ZI. 99/01/0334; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; 25.01.2001, ZI.2001/20/0011).
Eine solche liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Bertcksichtigung der
Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgrinden furchten wurde (VwWGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0370; 21.09.2000, ZI.2000/20/0286).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende Sphare des
Einzelnen zu verstehen, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des
Heimatstaates bzw. der Ruckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden (VWGH 24.11.1999, ZI.
99/01/0280). Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafgeblichen
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VWGH 19.12.1995, ZI. 94/20/0858;
23.09.1998, ZI. 98/01/0224; 09.03.1999, Z1.98/01/0318;

09.03.1999, ZI.98/01/0370; 06.10.1999, ZI.99/01/0279 mwN;
19.10.2000, ZI.98/20/0233; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131;

25.01.2001, ZI.2001/20/0011).
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Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Entscheidung vorliegen muss
(VWGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0318; 19.10.2000, ZI.98/20/0233). Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen
kénnen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz fur eine bestehende Verfolgungsgefahr darstellen, wobei hierflr
dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist (VwGH 05.11.1992, ZI. 92/01/0792; 09.03.1999, ZI.98/01/0318). Die
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der GFK genannten Grinden haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2
nennt, und muss ihrerseits Ursache dafir sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatstaates bzw.
des Staates ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des
letzten gewodhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein, wobei Zurechenbarkeit nicht nur ein Verursachen bedeutet,
sondern eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr bezeichnet (VwGH 16.06.1994, ZI.
94/19/0183).

Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht
in der Lage ist, seine Birger gegen jedwede Ubergriffe seitens Dritter praventiv zu schiitzen. Es ist erforderlich, dass
der Schutz generell infolge Fehlens einer nicht funktionierenden Staatsgewalt nicht gewahrleistet wird (vgl. VwWGH
01.06.1994, ZI.94/18/0263; 01.02.1995, ZI1.94/18/0731). Die mangelnde Schutzfahigkeit hat jedoch nicht zur
Voraussetzung, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht - diesfalls ware fraglich, ob von der Existenz eines Staates
gesprochen werden kann -, die ihren Blrgern Schutz bietet. Es kommt vielmehr darauf an, ob in dem relevanten
Bereich des Schutzes der Staatsangehérigen vor Ubergriffen durch Dritte aus den in der GFK genannten Griinden eine
ausreichende Machtaustbung durch den Staat mdglich ist. Mithin kann eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung
nur dann zur Asylgewahrung fiihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der
Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann (VWGH 22.03.2000, ZI. 99/01/0256).

Verfolgungsgefahr kann nicht ausschlieBlich aus individuell gegentiber dem Einzelnen gesetzten
EinzelverfolgungsmaRnahmen abgeleitet werden, vielmehr kann sie auch darin begrindet sein, dass regelmallig
MalRnahmen zielgerichtet gegen Dritte gesetzt werden, und zwar wegen einer Eigenschaft, die der Betreffende mit
diesen Personen teilt, sodass die begriindete Annahme besteht, (auch) er kénnte unabhdngig von individuellen
Momenten solchen MaRnahmen ausgesetzt sein (VwGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0370; 22.10.2002, ZI.2000/01/0322).

Die Voraussetzungen der GFK sind nur bei jenem Flichtling gegeben, der im gesamten Staatsgebiet seines
Heimatlandes keinen ausreichenden Schutz vor der konkreten Verfolgung findet (VwGH 08.10.1980, VwSlg. 10.255 A).
Steht dem Asylwerber die Einreise in Landesteile seines Heimatstaates offen, in denen er frei von Furcht leben kann,
und ist ihm dies zumutbar, so bedarf er des asylrechtlichen Schutzes nicht; in diesem Fall liegt eine sog. "inlandische
Fluchtalternative" vor. Der Begriff "inlandische Fluchtalternative" tragt dem Umstand Rechnung, dass sich die
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung iSd. Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK, wenn sie die Flichtlingseigenschaft begriinden
soll, auf das gesamte Staatsgebiet des Heimatstaates des Asylwerbers beziehen muss (VwGH 08.09.1999, ZI.
98/01/0503 und ZI.98/01/0643).

Grundlegende politische Veranderungen in dem Staat, aus dem der Asylwerber aus wohlbegriindeter Furcht vor
asylrelevanter Verfolgung gefllichtet zu sein behauptet, kénnen die Annahme begriinden, dass der Anlass flr die
Furcht vor Verfolgung nicht (mehr) langer bestehe. Allerdings reicht eine blofRe - mdglicherweise vortibergehende -
Verénderung der Umstande, die fur die Furcht des betreffenden Fllichtlings vor Verfolgung mitbestimmend waren,
jedoch keine wesentliche Veranderung der Umstande iSd. Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK mit sich brachten, nicht aus, um
diese zum Tragen zu bringen (VWGH 21.01.1999, ZI. 98/20/0399; 03.05.2000, ZI.99/01/0359).

3.2.2. Auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die
behauptete Furcht des BF, in seinem Herkunftsstaat mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit aus den in der GFK
genannten Grinden verfolgt zu werden, nicht begriindet ist:

Vorauszuschicken ist, dass aufgrund der Verordnung der Bundesregierung, mit der Staaten als sichere
Herkunftsstaaten festgelegt werden (Herkunfsstaaten-Verordnung - HStV), BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF. Albanien als
sicherer Herkunftsstaat gilt.

Ein in seiner Intensitat asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schitzende Sphére des Einzelnen fuhrt dann zur
Fluchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK festgelegten Grund, namlich die Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung anknUpft.

Die BF hat im gesamten Verfahren keine Verfolgung im Sinne der GFK glaubhaft darlegen kénnen.
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Die BF hat ihren Herkunftsstaat vielmehr aus personlichen und wirtschaftlichen Grinden verlassen. Diese Griinde
stellen jedoch keine relevante Verfolgung im Sinne der GFK dar. Auch Nachteile, die auf die in einem Staat allgemein
vorherrschenden politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen zurickzufihren sind, stellen keine
Verfolgung im Sinne der GFK dar. Es war daher im Hinblick auf die ausschliel3lich personlichen und wirtschaftlichen
Beweggriinde der BF fur das Verlassen ihres Herkunftsstaates der Schluss zu ziehen, dass die Stellung eines Antrages
auf internationalen Schutz nur aus dem Grund erfolgte, sich unter Umgehung der den Aufenthalt regelnden
Vorschriften den weiteren Aufenthalt in Osterreich zu erméglichen..

3.2.3. Da eine aktuelle oder zum Fluchtzeitpunkt bestehende asylrelevante Verfolgung auch sonst im Rahmen des
Ermittlungsverfahrens nicht hervorgekommen, notorisch oder amtsbekannt ist, war in der Folge davon auszugehen,
dass eine asylrelevante Verfolgung nicht existiert.

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemalRR§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 als
unbegriindet abzuweisen.

3.3. Zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides:

3.3.1. GemaR § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), oder
dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Z 2), der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuzuerkennen, wenn eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge

willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal’ § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididar Schutzberechtigten
nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach 8 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach §

7 zu verbinden.

GemalR § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Antrage auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 offen steht.

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezliglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht
schon mangels einer Voraussetzung gemaf3 Abs. 1 oder aus den Grinden des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so hat gemal
§ 8 Abs. 3a AsylG eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemal3 § 9 Abs. 2 AsylG 2005
vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzuldssig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2
EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder flr ihn als Zivilperson
eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. Dies gilt sinngemaf3 auch fur die Feststellung,
dass der Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.

Somit ist vorerst zu kldaren, ob im Falle der Ruckfuhrung des Fremden in seinen Herkunftsstaat Art. 2 EMRK (Recht auf
Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur EMRK Uber die Abschaffung der Todesstrafe oder das
Protokoll Nr. 13 zur EMRK Uuber die vollstandige Abschaffung der Todesstrafe verletzt werden wurde. Der
Verwaltungsgerichtshof hat in standiger, noch zum Refoulementschutz nach der vorigen Rechtslage ergangenen, aber
weiterhin glltigen Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer solchen Bedrohung glaubhaft
zu machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende und
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (VwGH 23.02.1995, ZI. 95/18/0049;
05.04.1995, ZI. 95/18/0530; 04.04.1997, Z1.95/18/1127; 26.06.1997, ZI.95/18/1291; 02.08.2000, ZI.98/21/0461). Diese
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in der Sphare des Asylwerbers
gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, ZI.
93/18/0214).

Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des
Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, ZI. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlickliegen, sind daher nicht
geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstande hinzutreten, die
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ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998, ZI. 98/01/0122; 25.01.2001, ZI.2001/20/0011).

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegrindete Gefahr mdglicher
Konsequenzen fiur den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VWGH 19.02.2004, ZI.
99/20/0573; auch Erlaut RV 952 BIgNR 22. GP zu§ 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte
Staatsgebiet beziehen und die drohende MaRnahme muss von einer bestimmten Intensitat sein und ein Mindestmal3
an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen

(zB VWGH 26.06.1997, Z1.95/21/0294; 25.01.2001, ZI.2000/20/0438; 30.05.2001, ZI.97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehdren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch

Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat
entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des Staates in gleicher Weise zu erdulden
hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des & 8 Abs. 1 AsylG 2005 gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH
25.11.1999, ZI.99/20/0465; 08.06.2000, ZI.99/20/0203; 17.09.2008, ZI.2008/23/0588). Selbst wenn infolge von
Burgerkriegsverhaltnissen letztlich offen bliebe, ob Uberhaupt noch eine Staatsgewalt bestiinde, bliebe als Gegenstand
der Entscheidung nach &8 8 Abs. 1 AsylG 2005 die Frage, ob stichhaltige Grinde fur eine Gefdhrdung des Fremden in
diesem Sinne vorliegen (vgl. VWGH 08.06.2000, ZI. 99/20/0203).

Die bloRe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben wird, gendgt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 8 Abs. 1 AsylG
2005 als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade der
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (vgl. VWGH 27.02.2001, ZI.98/21/0427; 20.06.2002, ZI.
2002/18/0028; siehe dazu vor allem auch EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, ZI. 23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011,
Husseini gg. Schweden, ZI. 10611/09, Rz 81ff).

Bei aulRerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im Herkunftsstaat kann nach der standigen
Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) die AuRerlandesschaffung eines
Fremden nur dann eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, wenn im konkreten Fall auBergewohnliche Umstande
("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes Konigreich, ZI. 30240/96; 06.02.2001,
Bensaid, ZI. 44599/98; vgl. auch VwWGH 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443). Unter "auBergewohnlichen Umstanden" kénnen
auch lebensbedrohende Ereignisse (zB Fehlen einer unbedingt erforderlichen medizinischen Behandlung bei
unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein Abschiebungshindernis im Sinne des

Art. 3 EMRK iVm. § 8 Abs. 1 AsylG 2005 bilden, die von den Behdrden des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind
(EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes Konigreich; vgl. VWGH 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443;

13.11.2001, ZI.2000/01/0453; 09.07.2002, ZI.2001/01/0164;

16.07.2003, ZI.2003/01/0059). Nach Ansicht des VwWGH ist am Maf3stab der Entscheidungen des EGMR zu Art. 3 EMRK
far die Beantwortung der Frage, ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellt, unter
anderem zu klaren, welche Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand des Fremden
als reale Gefahr ("real risk") - die bloBe Moglichkeit genlgt nicht - damit verbunden waren (VWGH 23.09.2004, ZI.
2001/21/0137).

3.3.2. Auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten gemafl3 § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nicht
gegeben sind:

Dass die BF im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat Folter, einer erniedrigenden oder unmenschlichen
Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe ausgesetzt sein kdnnte, konnte im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
nicht festgestellt werden. Wie schon unter Punkt 3.3.1. erwahnt gilt Albanien als sicherer Herkunftsstaat.

Bei der BF handelt es sich um einen arbeitsfahige und gesunde Frau bei der die grundsatzliche Teilnahmemadglichkeit
am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. Die BF verflgt darlGber hinaus Uber eine Schulausbildung. Es kann
daher davon ausgegangen werden, dass die BF im Herkunftsstaat grundsatzlich wieder in der Lage sein wird, einer
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Tatigkeit nachzugehen , wie vorher zB als Kdchin um ein ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften.Eine die
physische Existenz nur unzureichend sichernde Versorgungssituation im Herkunftsstaat, die im Einzelfall eine
Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte darstellen wirde (vgl. VwGH 21.08.2001, 2000/01/0443;
13.11.2001, 2000/01/0453; 18.07.2003, 2003/01/0059), liegt nicht vor.

Letztlich war zu berucksichtigen, dass die BF in der Beschwerde den von der belangten Behdrde im angefochtenen
Bescheid getroffenen Feststellungen und Erwagungen zur Zumutbarkeit und Moglichkeit der Rickkehr nach Albanien,
nicht substanziiert entgegengetreten ist und in weiterer Folge auch nicht dargelegt hat, wie sich eine Ruckkehr in den
Herkunftsstaat konkret auf ihre individuelle Situation auswirken wirde, insbesondere inwieweit die BF durch die
Rickkehr einem realen Risiko einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt ware.

Auf Grund der eben dargelegten Zulassigkeit der Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung in den
Herkunftsstaat ertbrigt sich eine weitere Prifung hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen gemal3 §8 8 Abs. 3a
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005.

3.3.3. Durch eine Ruckfuhrung in den Herkunftsstaat wirde die BF somit nicht in Rechten nach Art. 2 und 3 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europdische Menschenrechtskonvention - EMRK),
BGBI. Nr. 210/1958 idgF, oder ihren relevanten Zusatzprotokollen Nr. 6 Gber die Abschaffung der Todesstrafe,

BGBI. Nr. 138/1985 idgF, und Nr. 13 Uber die vollstdndige Abschaffung der Todesstrafe,BGBI. Ill Nr. 22/2005 idgF,
verletzt werden. Weder droht im Herkunftsstaat durch direkte Einwirkung noch durch Folgen einer substanziell
schlechten oder nicht vorhandenen Infrastruktur ein reales Risiko einer Verletzung der oben genannten von der EMRK
gewahrleisteten Rechte. Dasselbe gilt fur die reale Gefahr, der Todesstrafe unterworfen zu werden. Auch
Anhaltspunkte dahingehend, dass eine Rlckfihrung in den Herkunftsstaat fir die BF als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde, sind nicht hervorgekommen.

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides gemaR§ 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 als
unbegriindet abzuweisen.

3.4. Zu Spruchpunkt lll.und IV des angefochtenen Bescheides:
3.4.1. Der mit "Riickkehrentscheidung" betitelte § 52 FPG lautet wie folgt:

"§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu

erlassen, wenn er sich
1. nicht rechtmaRBig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaRBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Riickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurliickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fur beglinstigte Drittstaatsangehdrige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuriick- oder

abgewiesen wird.
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(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemall 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfigung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemdlR8 14a NAG aus Grinden, die ausschliel3lich vom
Drittstaatsangehorigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

konnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verfugt, hat das Bundesamt eine
Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal3 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehdrige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der &ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich, ist eine Ruckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemaR Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige
zurlickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Das Bundesamt hat mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines
Drittstaatsangehorigen gemal? § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist, es sei denn, dass dies aus
vom Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Griinden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemalRR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemaf8 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemall 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
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Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung rechtfertigen wirde."

Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des 6.
Hauptstlckes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemald § 57 nicht erteilt, so ist gemalR § 10 Abs. 2
AsylG 2005 diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemald dem 8. Hauptstuick des FPG zu verbinden.

Der mit "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" betitelte§ 57 AsylG 2005 lautet wie folgt:

"8 57. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begrindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemal 8 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehérige stellt eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des § 73 StGB entspricht,

2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Anspriichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden koénnen und der Drittstaatsangehdrige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behorde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und § 73
AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 2 ist als unzulassig zurlickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen tber den Antrag zu
entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzuldssig zurlickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfliigung nach 88§ 382b oder
382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen."

Der mit "Aufenthaltstitel aus Griinden des Art. 8 EMRK" betitelte§ 55 AsylG 2005 lautet wie folgt:

"8 55. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn

1. dies gemaR§ 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK
geboten ist und

2. der Drittstaatsangehorige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemalR8 14a NAG erflllt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstdtigkeit ausibt, mit deren Einkommen die monatliche
Geringflgigkeitsgrenze (8 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBI. | Nr. 189/1955) erreicht wird.

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen."

Gemal’ § 58 Abs. 1 Z 5 AsylG 2005 hat das BFA die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemalk§ 57 AsylG 2005 von Amts
wegen zu prifen, wenn ein Fremder sich nicht rechtmafRig im Bundesgebiet aufhdlt und nicht in den
Anwendungsbereich des 6. Hauptstlickes des FPG fallt.

Gemals § 58 Abs. 2 AsylG 2005 hat das BFA einen Aufenthaltstitel gemaR§ 55 AsylG 2005 von Amts wegen zu erteilen,
wenn eine Rickkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA VG rechtskraftig auf Dauer unzuldssig erklart
wurde; § 73 AVG gilt.

GemaR & 58 Abs. 3 AsylG 2005 hat das BFA Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prifung der Erteilung
eines Aufenthaltstitels gemaR 8§ 55 und 57 AsylG 2005 im verfahrensabschlieenden Bescheid abzusprechen.
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Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte § 9 BFA VG lautet wie folgt:

"8 9. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuRBerlandesbringung gemaR§
61 FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemalR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berlcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die oOffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zulassigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Rickkehrentscheidung
gemal § 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemald 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbilrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)
verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung gemal §8§ 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes die Staatsbirgerschaft gemall § 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maligeblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskorperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR8 53 Abs. 3 FPG vorliegen. &8 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."

3.4.2. Auf Grund des durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:
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Die BF fallt nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstiickes des FPG.

Die BF konnte bisher keine eigenen Existenzmittel in Osterreich nachweisen und lebte bislang von Leistungen aus der
staatlichen Grundversorgung. In Osterreich lebt (berhaupt kein Verwandter der BF.Hinweise auf eine zum
Entscheidungszeitpunkt vorliegende bericksichtigungswiirdige besondere Integration der BF in Osterreich in
beruflicher und gesellschaftlicher Hinsicht sind jedoch nicht erkennbar.

Nach MaRgabe einer Interessensabwagung im Sinne des 8 9 BFA VG ist die belangte Behdrde zu Recht davon

ausgegangen, dass das offent

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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